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Über die Schwerpunkte der Tätigkeit des  Bund-/Länderausschusses Chemikaliensicherheit (BLAC) im Jahr 2004 ist Folgendes zu berichten:

1. Sitzungen des BLAC und seiner Arbeitskreise
Im Berichtszeitraum tagten der BLAC und seine Arbeitskreise wie folgt:

	Arbeitsgremium
	Vorsitz
	Sitzung
	Sitzungstermin
	Sitzungsort

	BLAC
	ST
	15. Sitzung

16. Sitzung
	18./19.03.2004
16./17.09.2004

	Naumburg
Quedlinburg

	AK "Fachfragen und Vollzug"
	BY
	Sitzung 1/2004
Sitzung 2/2004

	20./21.01.2004
24./25.06.2004

	Würzburg
Nürnberg

	AK "Chemikalienrecht"
	BMU
	15. Sitzung


	06./07.09.2004

	Münster


	AK "GLP und andere Qualitätssiche-rungssysteme"


	SH
	12. Sitzung
	08./09.06.2004
	Kiel


2. ACK/UMK-Aufträge
2.1 Arzneimittel in der Umwelt

Die 61. UMK hat im TOP 34 den Bericht „Arzneimittel in der Umwelt – Auswertung des Arzneimittel-Untersuchungsprogramms“ zur Kenntnis genommen. Das BLAC-Vorsitzland wurde aufgefordert, den Bericht und den Beschluss der GMK und der AMK mit der Bitte um Kenntnisnahme zuzuleiten. 
Die AMK hat in Ihrer Sitzung am 26.03.2004 in TOP 4.1 den Bericht des Bund/Länderausschusses für Chemikaliensicherheit (BLAC) zu "Arzneimittel in der Umwelt - Auswertung der Untersuchungsergebnisse" zur Kenntnis genommen und u. a. folgenden Beschluss gefasst: 
„Darüber hinaus halten die Agrarministerinnen, -minister und Senatoren der Länder es für notwendig, dass im Rahmen der Beratung zum Entwurf eines 13. Gesetzes zur Änderung des Arzneimittelgesetzes neben Verbraucherschutzansprüchen und der erforderlichen Verfügbarkeit von Tierarzneimitteln zur Behandlung erkrankter Tiere die Aspekte des Umweltschutzes hinreichend Berücksichtigung finden.“ 
Die Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesgesundheitsbehörden hat auf ihrer 13. Sitzung am 22./23. April 2004 zum TOP 9.2 den Bericht „Arzneimittel in der Umwelt“ zur Kenntnis genommen.
Die 77. Gesundheitsministerkonferenz der Länder vom 17. und 18. Juni 2004 hat den BLAC-Bericht „Arzneimittel in der Umwelt“ zur Kenntnis genommen. Sie unterstützt das Anliegen, zukünftig Arzneimittel stärker in Untersuchungsprogrammen des Bundes und der Länder zu berücksichtigen und auf europäischer Ebene verstärkt Umweltaspekte in Regularien über Arzneimittel zu integrieren.  Die GMK erwartet zur 78. Sitzung einen Bericht zur Frage, ob auf der Grundlage des BLAC-Berichtes im Zuständigkeitsbereich der Gesundheitsministerien weitergehende Untersuchungen zur Charakterisierung einer möglichen Belastungssituation im Rahmen der Trinkwassergewinnung angezeigt sind. Erste Ergebnisse deuten darauf hin, dass nicht von einer flächendeckenden Arzneimittelbelastung des Trinkwassers, auch nicht bei Nutzung von Oberflächenwasser, auszugehen ist.
2.2  Umsetzung des Weißbuches „Strategie für eine zukünftige Chemikalienpolitik“
Mit Beschluss zu TOP 30 hat die 31. ACK den BLAC beauftragt, den Prozess der Umsetzung des Weißbuches „Strategie für eine zukünftige Chemikalienpolitik“ zu begleiten, eine gemeinsame Position zu erarbeiten und der 62. UMK (Frühjahr 2004) abschließend zu berichten.

Der BLAC hat hierzu eine Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz Sachsen-Anhalts eingerichtet, in der die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen sowie das BMU, das UBA und die BAuA  mitarbeiteten. 

Die ad hoc-AG hat am 4. Juni 2003, 17./18. September 2003 und 3. Februar 2004 beraten und den Bericht „Neue Europäische Chemikalienpolitik“ erarbeitet. 

Die Ausführungen behandeln die  Entwicklung vom Weißbuch „Strategie für eine zukünftige Chemikalienpolitik“ aus dem Februar 2001 bis hin zum Verordnungsvorschlag der EU-Kommission vom 29. Oktober 2003, denn sie sollen auch die dynamische Entwicklung des Projektes „Neue Europäische Chemikalienpolitik“ widerspiegeln und bewerten. 

Der Bericht, in dem insbesondere die für die Bundesländer wichtigen Fragen zum Vollzug herausgearbeitet wurden, behandelt folgende Themenkomplexe:

· Positive Auswirkungen, Defizite und offene Fragen im Umwelt- und Gesundheitsschutz

· Vollzugsfragen und Vollziehbarkeit

· Zugang zu Informationen 

· Nationale Handlungsspielräume

· Wertschöpfungsketten, Fallbeispiele

Die dargelegten Positionen wurden den Ländern als Maßstab und Handlungsgrundlage für die bevorstehenden Beratungen des Verordnungsvorschlags empfohlen. 

Die 33. ACK hat in TOP 23 den Bericht des BLAC zur “Neuen Europäischen Chemikalienpolitik“ zur Kenntnis genommen und der Veröffentlichung auf der Homepage des BLAC zugestimmt.
3. Vollzugsrelevante Themen

3.1

Zusammenarbeit mit dem Handel zur Erhöhung der Chemikaliensicherheit
Der BLAC hat zur 15. BLAC-Sitzung Vertreter von Handelsverbänden eingeladen, um gemeinsam über die vom AK Fachfragen und Vollzug erarbeiteten und vom BLAC bestätigten Themen und Fragestellungen zu diskutieren. Vom Hauptverband des Deutschen Einzelhandels e. V. (HDE) nahmen Frau Böttcher und vom Bundesverband deutscher Heimwerker-, Gartenfach- und Baumärkte e. V. (BHB) Frau Marcos zum TOP 3  an der Sitzung teil.

Ziel war es zu klären, ob und auf welchem Wege durch eine verbesserte Zusammenarbeit zu gegenseitigem Nutzen die Einhaltung des Chemikalienrechts im Bereich des Handels gefördert, und damit der Schutz vor Chemikalien verbessert werden kann.

Beide Seiten stellten fest, dass zur Stärkung des Bewusstseins der Verantwortung innerhalb  der Vertreiberkette (Schwerpunkt Importe) eine bessere Information der Händler notwendig ist. Hier kann der BLAC, insbesondere aber auch der AK Fachfragen und Vollzug, eine bedeutende Aufgabe übernehmen. Die Verbände sind an aktuellen gesetzlichen Informationen über Internet, Intranet oder Veröffentlichungen sehr interessiert. Sicherheitsdatenblätter sind nicht allein die geeignete Grundlage für eine umfassende Information.
Über die Zulässigkeit der Weitergabe von Informationen zu Mängeln an Produkten an die Verbände wurde nach Vorarbeit durch den AK Fachfragen und Vollzug und Prüfung durch den AK Chemikalienrecht eine gemeinsam getragene, vom BLAC bestätigte Position als Grundlage für die weitere Zusammenarbeit mit dem Handel in dieser Frage erarbeitet.
3.2
Akkreditierung und Notifizierung von Prüflaboratorien und Messstellen im gesetzlich geregelten Umweltbereich – hier: Fachmodul Chemikalien
Die Verwaltungsvereinbarung über den Kompetenznachweis und die Notifizierung von Prüflaboratorien und Messstellen im gesetzlich geregelten Umweltbereich (BAnz. Nr. 220 vom 26. Nov. 2002) legt fest, welche Anforderungen als Voraussetzung für eine Akkreditierung und Notifizierung Prüflaboratorien und Messstellen zu erfüllen haben.

Im Zusammenhang mit dem Abschluss dieser Vereinbarung hatte der BLAC den AK Fachfragen und Vollzug (AK FV) beauftragt, ein Fachmodul für den Bereich Chemikaliensicherheit zur Ergänzung und Präzisierung der materiellen Anforderungen der DIN EN ISO/IEC 17025 an Prüflaboratorien und Messstellen, die im stoffbezogenen, chemikalienrechtlich geregelten Bereich tätig sind (insbesondere im Bereich der Chemikalienverbotsverordnung), zu erarbeiten.

Das jetzt vorliegende Fachmodul beschreibt die zu stellenden Anforderungen an die Qualität von dieser Prüflaboratorien und Messstellen. Es enthält Anforderungen zu deren Sachkunde, Zuverlässigkeit und zur gerätetechnischen Ausstattung der Untersuchungsstellen. Weiterhin enthält es in seinem Anhang  eine Sammlung analytischer Prüfverfahren.
Der BLAC hat dem Fachmodul zugestimmt. Der BLAC erachtet es als sinnvoll, dass derartige Prüflaboratorien und Messstellen die im Fachmodul beschriebenen Anforderungen erfüllen, auch wenn für Laboratorien und Messstellen, die Prüfungen in diesem Bereich durchführen, weder Verpflichtung noch gesetzliche Grundlagen zur Notifizierung bestehen und somit weder o. g. VwV noch die getroffene „Vereinbarung der Länder mit beteiligten Akkreditierungsstellen zur Zusammenarbeit bei der Akkreditierung und Notifizierung von Prüflaboratorien und Messstellen im gesetzlich geregelten Umweltbereich“ (beschlossen von der 55. UMK am 25./26. 10. 2000) gelten. 

3.3
Zusammenarbeit mit dem Zoll und den zuständigen Behörden im Bereich des Chemikalienrechts 
Angesichts der zunehmenden Fälle des unerlaubten Imports von Produkten mit gefährlichen Inhaltsstoffen (z.B. Lichterschläuche, Scoubidoubänder, Knickleuchten etc.) ist es notwendig, die Zusammenarbeit mit den Zollstellen zu intensivieren, damit  zukünftig möglichst schon an den Zollstellen solche Produkte festzuhalten werden und ihr weiterer flächenweiter Vertrieb verhindert wird

Die Mitwirkung der Zollstellen bei der Überwachung der chemikalienrechtlichen Regelungen für die Ein- und Ausfuhr dient dem Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt und trägt darüber hinaus dazu bei, dass die deutsche Wirtschaft durch die Einfuhr von solchen Produkten aus Drittländern nicht benachteiligt wird. 

Die Zusammenarbeit der Zollverwaltung mit den für das Chemikalienrecht zuständigen Behörden der Länder ist in § 21a Chemikaliengesetz (ChemG) geregelt. Danach wirken die Zollstellen bei der Überwachung der Ein- und Ausfuhr derjenigen Stoffe, Zubereitungen und Erzeugnisse mit, die chemikalienrechtlichen Bestimmungen unterliegensetzes betrifft.
Zur Vereinfachung und Beschleunigung der Verwaltungsabläufe zwischen den beteiligten Behörden wurde von einer Expertengruppe des BLAC unter Mitwirkung der OFD Nürnberg eine „Handlungsanleitung für die Zusammenarbeit der Zollbehörden und der für die chemikalienrechtliche Aufsicht zuständigen Behörden der Länder“ erarbeitet. Das BMU wurde gebeten, diesen Entwurf dem BMF m. d. B. weiterzuleiten, auf seiner Grundlage eine Handlungsanleitung für die Zusammenarbeit der Zollbehörden und der chemi​kalien​rechtlichen Überwachungsbehörden zu erlassen.
3.4
Gute Laborpraxis

Der AK GLP hat im Berichtszeitraum einmal getagt. Schwerpunkte der Beratung waren:

· Inspektion computergestützter Systeme: 

Handbuch zur Überwachung der Einhaltung der GLP-Grundsätze

· der AK verabschiedete einstimmig den neuen Anhang 6 „Multi-Site-Prüfungen“ zum Inspektoren/innen-Handbuch zur Überwachung der Einhaltung der GLP-Grundsätze

· Diskussion von vielfältigen Problemen bei Multi-Site Prüfungen
· Abstimmungen über die GLP-Praxis in Deutschland zu Inspektionsintervallen
und der Befristung von GLP-Bescheinigungen
3.5 Export von Kompressoren
Beim Export von demontierten und restentleerten Kompressoren, die ursprünglich mit vollhalogeniertem FCKW betrieben wurden, ist neben der abfallrechtlichen Einstufung und den aus abfallrechtlicher Sicht erforderlichen Maßnahmen insbesondere die grundsätzliche Zulässigkeit des Exports aus chemikalienrechtlicher Sicht zu bewerten. Zur einheitlichen Umsetzung des chemikalienrechtlichen Exportverbotes hat sich der BLAC an die LAGA mit der Bitte gewandt, die chemikalienrechtlichen Belange beim Export von Kühlgeräten mit FCKW-haltigen Kühlmittel in den Vollzug des Abfallrechts zu implementieren. Die LAGA hat die Auslegung des BLAC zur Kenntnis genommen und beschlossen, die zuständigen Abfallbehörden der Länder darüber in Kenntnis zu setzen mit dem Hinweis, das vom Chemikalienrecht vorgegebene Exportverbot zu beachten.
4. Vorsitzdes BLAC
Turnusmäßig übernimmt nach Sachsen-Anhalt das Land Schleswig-Holstein den Vorsitz des BLAC für die Jahre 2005/2006. 
